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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 162. und 163. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 14. Juni 1961, 
und Freitag, den 16. Juni 1961 


I. Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 

1. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Vertreter der Bundes- 

Dr. Kohut republik Deutschland anläßlich des Besuchs 

des Herrn Bundeskanzlers in Amerika die 
amerikanische Regierung wissen ließen, der 
Bundeskanzler werde die Frage der Rück- 
gabe des privaten deutschen Vermögens in 
den USA mit Rücksicht auf die außenpoli- 
tischen Diskussionsthemen gegenüber Präsi- 
dent Kennedy nicht erwähnen? 

I. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Kohut ihr Verhalten in der Frage der Rückgabe 

des privaten deutschen Vermögens in den 
USA dem Geiste des atlantischen Bündnisses 
als einer Gemeinschaft freier, gleichberech- 
tigter Nationen und dem Grundsatz der 
Achtung des Privateigentums entspricht? 

I. 3. Abgeordneter Wie lange dauert die Bearbeitung von An- 

Dr. Mommer trägen auf Einreisevisen für Ausländer, die 

noch ein Visum zur Einreise in die Bundes- 
republik benötigen? 

II. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

II. 1. Abgeordneter Trifft die auf dem Hygienekongreß bei den 

Bauer (Würzburgj Beratungen zur Bekämpfung der Infektions- 
krankheiten gemachte Bemerkung zu, in der 
Bundesrepublik fehle eine Rechtsgrundlage 
für die statistische Erfassung der Geschlechts- 
krankheiten? 

Hat die Bundesregierung rechtliche und finan- 
zielle Möglichkeiten, die Volkssternwarte 
Bochum zu unterstützen, die insbesondere auf 
dem Gebiete der Satelliten-Raumfahrt inter- 
nationale Anerkennung gefunden hat? 

II. 3. Abgeordneter Was steht einer Paßunion der sechs EWG- 

Dr. Mommer Staaten entgegen, durch die die Paßkontrollen 

an die Außengrenzen der sechs Staaten ver- 
legt werden könnten? 


II. 2. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 
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II. 4. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung grundsätzlich 
Eplee an, daß sich ein großer Teil der älteren An- 

gestellten des öffentlichen Dienstes, insbe- 
sondere der TOA-Gruppe III bis I, die vor 
dem Kriege nicht angestelltenversicherungs- 
pflichtig waren und nach dem Kriege infolge 
ihres vorgeschrittenen Alters nicht mehr in 
die Angestelltenversicherung aufgenommen 
werden konnten, sich bezüglich ihrer Alters- 
versorgung in einer echten sozialen Notlage 
befinden? 


II. 5. Abgeordneter Wie verträgt sich das amtliche Symbol für 

Dr. Mommer die Volkszählung 1961, auf dem nur die 

geographischen Umrisse der Bundesrepublik 
dargestellt sind, mit Teil B Nr. 1 ff, der 
Kartenrichtlinien des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen vom 1. Februar 1961, 
nach denen „als Staatsgrenze Deutschlands 
bei allen Karten stets die Grenze des Deut- 
schen Reiches nach dem Stande vom 31. 12. 1937 
darzustellen" ist? 


III, Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

Abgeordneter Wie läßt sich die folgende Stellungnahme 
Dr. Menzel des im „Bulletin des Presse- und Informa- 

tionsamtes der Bundesregierung" vom 26. Mai 
1961, Nr. 96, S. 917, abgedruckten Interviews 
des Generalbundesanwalts Dr. Max Güde 

„ . . In den Jahren 1945 bis 1950, als ich 
selbst Oberstaatsanwalt war, hätte ich 
Verfahren, wie sie jetzt zur Durch- 
führung kommen, gar nicht zur Anklage 
bringen können. Anzeigen oder selbst 
ermittelte Vorgänge, bei denen es sich 
um Straftaten in kriegsbesetzten Ge- 
bieten oder überhaupt gegen Ausländer 
handelte, mußten damals alsbald den 
Besatzungsgerichten vorgelegt werden 
und blieben dann der deutschen Ge- 
richtsbarkeit entzogen. Daß die ersten 
Nachkriegsjahre für eine systematische 
Verfolgung dieser großen Verbrechens- 
komplexe ungenutzt blieben, kann man 
der deutschen Justiz nicht zum Vor- 
wurf machen. Unter dem Besatzungs- 
regime fehlten ihr dazu die rechtlichen 
und praktischen Möglichkeiten . . . " 
vereinbaren mit den wiederholten Erklärun- 
gen des Herrn Bundesjustizministers in sei- 
nem Schreiben vom 6. Mai 1960 an den Vor- 
sitzenden des Rechtsausschusses (AZ.; 4000/ 
6-0-20192/60) und der ablehnenden Stellung- 
nahme des Deutschen Bundestages in der 
117. Sitzung vom 24. Mai 1960 zum Gesetz- 
entwurf der Fraktion der SPD über die Be- 
rechnung strafrechtlicher Verjährungsfrist 
— Drucksache 1738 — vom 23. März 1960? 
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IV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

IV. 1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung nach den bisher 
Dr. Bücher gemachten Erfahrungen nicht für angebracht, 

die Wertgrenze von 100 DM in § 4 Abs. 5 
EStG höher zu setzen, insbesondere im Hin- 
blick auf die Situation in der Edelmetall- 
industrie? 

IV. 2. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
Diel regierung hinsichtlich des jedem der Ehegatten 

bei der Veranlagung der Vermögensabgabe 
zu gewährenden Freibetrages von je vSOOO DM 
angesichts der gerichtlichen Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 21. Februar 
1961 (BStBl. I S. 55) zu ziehen? 

V. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

V. 1. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
Wilhelm um der Verunreinigung der Rossel im Saar- 

land durch die lothringischen Kohlengruben 
(Houilleres du bassin de la Lorraine) und 
die chemische Industrie Lothringens wirk- 
sam zu begegnen? 

V. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Bergbau- 

Wilhelm Geschädigten im Warndtgebiet bei der Fest- 

stellung von Schieflagen, der Feuchtigkeitsbe- 
stimmung etc. zu helfen? 

V. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihren Einfluß 

Wilhelm bei der französischen Regierung geltend zu 

machen, damit Schäden, die im saarländischen 
Warndtgebiet durch den Abbau von Stein- 
kohlen durch die lothringisdien Kohlengruben 
(Houilleres du bassin de la Lorraine) ent- 
stehen, innerhalb einer zumutbaren Frist ent- 
schädigt werden? 

VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

VL 1. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Import-Zuge- 

Walter ständnisse für USA-Schlachtgeflügel für ver- 

einbar mit ihren Verpflichtungen aus dem 
EWG-Vertrag? 

VL 2. Abgeordneter Erhält die Bundesregierung ihre Empfehlungen 

Mauk für den Ausbau der bäuerlichen Geflügel- 

mast zur Verbesserung des bäuerlichen 
Familieneiiikommens und zur Sicherung der 
Marktversorgung aufrecht? 

VI. 3. Abgeordneter Welche Beträge hat die Bundesregierung in 

Mauk den letzten drei Jahren als Kredite und 

Zuschüsse für den Ausbau und zur Rationa- 
lisierung der bäuerlichen Geflügelmast sowie 
zu der genossenschaftlichen Geflügelschlach- 
terei zur Verfügung gestellt? 
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VI. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Logemann Geflügelfleisch, das durch die Defacto-Libe- 

ralisierung aus USA jetzt in großen Mengen 
in die Bundesrepublik eingeführt wird, mit 
Futtermittelmischungen erzeugt ist, in denen 
die in Deutschland verbotenen Zusätze wie 
Antioxydantien, Arsenicels, Hormone, Anti- 
occidiosemittel im Arsen etc. enthalten sind 
und daß es nach sachverständigen Urteilen 
keine Untersuchungsmethoden gibt, mit denen 
man feststellen kann, daß derartige in 

Deutschland verbotene Stoffe verwendet wor- 
den sind? 

VI. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 

Logemann USA große Mengen Schlachtgeflügel von der 

Regierung aus dem Markt genommen und 
eingelagert worden sind und daß das jetzt 
hereinkommende Geflügelfleisch daher zu 

einer Zeit produziert worden ist, als die 

Bestimmungen der Lebensmittelgesetznovelle 
(§ 4 b Abs. 1 und 2) - Konservieren mit 
Antibiotica-Tauchverfahren - noch nicht galten? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung sich 
mit einem Vorschlag der französischen Re- 
gierung für ein langfristiges Lieferabkommen 
über Rindfleisch grundsätzlich einverstanden 
erklärt hat? 

Hat die Bundesregierung Vorkehrungen ge- 
troffen, um zu verhindern, daß — wie im 
vergangenen Jahr — französische Kartoffeln 
unverzollt nach dem Bundesgebiet geliefert 
werden ? 

VII . Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Jahn (Marburg) unterschiedlichen Rechtsgrundlagen • für die 

Beurteilung der Erwerbsunfähigkeit in 

a) der gesetzlichen Krankenversicherung, 

b) der Arbeitslosenversicherung und 

c) der Rentenversicherung 

in der Praxis zu ebenso unbilligen wie dem 
Laien unverständlichen Ergebnissen führen? 

VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidigung 

VIIL 1. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung den Ge- 

Bay gensatz zwischen der Aussage des Herrn 

Bundesverteidigungsministers in der Frage- 
stunde vom 19. April 1961, die Landesregie- 
rung von Baden-Württemberg habe der 
Festlegung des Tiefflugübungsgebietes über 
dem Schwarzwald zugestimmt, — und der 
Feststellung des Herrn Innenministers von 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden erklärt. 


VI. 7. Abgeordneter 

Leicht *) 


VI. 6. Abgeordneter 

Murr 
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Baden-Württemberg in der Landtagssitzung 
vom 18. Mai, die Landesregierung sei weder 
in dieser Saciie gehört worden nocii habe sie 
zugestimmt? 

VIIL 2. Abgeordneter Hält es der Herr Bundesverteidigungsminister 
Metzger für riditig, daß die Übereignung eines 1,5 ha 

großen bundeseigenen Geländes an den 
Sportverein St. Stephan in Darmstadt-Gries- 
heim, der sich um die Betreuung der Jugend 
von 6000 Heimatvertriebenen der St.-Stephan- 
Siedlung bemüht, davon abhängig gemacht 
wird, daß dem Bund für einen Standortübungs- 
platz, der an einem ganz anderen Ende der 
Stadt Darmstadt geschaffen werden soll, 90 ha 
Gelände übereignet werden? 

Wann wird der Herr Bundesverteidigungs- 
minister, dem Wunsche des Herrn Weinbau- 
ministers von Rheinland-Pfalz entsprechend, 
Wein zum Bestandteil der Verpflegung in der 
Bundeswehr machen? 

Wann ist mit dem durch den Bundesrechnungs- 
hof angekündigten Abschlußbericht betr. Ent- 
wicklung und Besdiaffung von Schützenpanzer- 
wagen — Drucksache 1518, lfd. Nr. 85 — 
zu rechnen? 


IX. Geschäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 

IX. 1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Dr. Rutschke daß die von der Deutschen Bundespost und 

Deutschen Bundesbahn betriebenen Verkehrs- 
linien in erster Linie den Bedürfnissen der 
arbeitenden Bevölkerung und den in der 
Berufsausbildung stehenden Jugendlichen zu 
dienen haben? 

IX. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Rutschke der vor einigen Tagen eingeführte neue 

Sommerfahrplan der Bundesbahn- und Bundes- 
postbuslinien von Liedolsheim/Rußheim, Spöck 
und Mörsch nach Karlsruhe, der gegen den 
Protest der Gemeinden und ohne Reaktion 
auf die Vorstellungen der Betroffenen fest- 
gelegt wurde, den Bedürfnissen der Verkehrs- 
teilnehmer entspricht? 

IX. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu 

Dr. Rutschke sorgen, daß für die Bundesbahn- und Bundes- 

postbuslinien von Liedolsheim/Rußheim, Spöck 
und Mörsch nach Karlsruhe der alte Fahr- 
plan wieder in Kraft gesetzt wird, um zu 
vermeiden, daß Arbeitnehmer bis zu einer 
Stunde vor Arbeitsbeginn in Karlsruhe an- 
kommen und Schüler zum Teil mehr als eine 
Stunde auf den Schulbeginn in Karlsruhe 
warten müssen? 


VIIL 4. Abgeordneter 

Schultz 


VIIL 3. Abgeordneter 

Schultz 
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IX. 4. Abgeordneter 
Enk 


IX. 5. Abgeordneter 

Ritzel 

IX. 6. Abgeordneter 
Hansing 


IX. 7. Abgeordneter 

Hansing 


IX, 8. Abgeordneter 

Ritzel 


IX, 9. Abgeordneter 

Wittrock 


Da die Bundesverkehrswacht wie auch ihre 
Unterorganisationen, die Bezirks- und Kreis- 
verkehrswachten, ihre seither zugeflossenen 
Einnahmen verloren haben, frage ich den 
Herrn Bundesverkehrsminister, was er zu 
tun gedenkt, um die Bundesverkehrswacht 
und ihre Unterorganisationen in der Zukunft 
finanziell zu unterstützen. 

Bis wann ist die Fertigstellung der Auto- 
bahnstrecke Freiburg-Basel zu erwarten? 

War zum Zeitpunkt der Gespräche des Herrn 
Bündeskanzlers mit dem Reederverband in 
Hamburg am 28. Mai 1961 dem Herrn Bun- 
deskanzler nicht das Memorandum der 4 
Küstenländer an die Bundesministerien für 
Wirtschaft und Verkehr bekannt, welches sich 
mit der Verschärfung der internationalen 
Wettbewerbsunterlegenheit der Seeküsten- 
schiffahrt und Werften befaßte? 

Trifft es zu, daß der Herr Bundeskanzler 
den Reederverband in Hamburg aufgefordert 
hat, zur besseren Wahrnehmung seiner Inter- 
essen seine Tätigkeit in Bonn zu verstärken 
und seine hanseatische Zurückhaltung auf- 
zugeben? 

Welche Ausführungsbestimmungen plant das 
Bundesverkehrsministerium zur Vermeidung 
des Diebstahls von Automobilen bei ent- 
sprechender Anwendung des § 38 a derStraßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung ? 

Trifft es zu, daß Düsenflugzeuge bei Ab- 
drosselung des Motors unverbrauchten Treib- 
stoff verlieren, so daß dieser Treibstoff 
zwangsläufig auch auf Wohngebiete herab- 
rieselt? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Abgeordnete Welche Möglichkeiten bestehen, die hessische 

Frau Landeshauptstadt Wiesbaden mehr als bisher 

Dr. Schwarzhaupt in den bundesdeutschen Selbstwählverkehr 
einzubeziehen ? 


XI. Geschäftsbereidi des Bundesministers für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes 

XI. 1. Abgeordneter Auf wieviel Hektar beziffert sich derzeit das 
Bauer (Würzburg) der Bundesvermögensverwaltung unterstehen- 
de Gelände, über das augenblicklich wegen 
angeblich „nicht abgeschlossener Planung der 
Bundeswehr" wirtschaftlich nicht disponiert 
werden kann? 
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XI. 2. Abgeordneter Wieviel bebaute und unbebaute Grundstücke 
Ritzel hat die Bundesregierung seit dem 1. April 

1959 an Dritte veräußert und wieviel unter 
Verzicht auf Entschädigung dem Bundesver 
teidigungsministerium überlassen ? 


Bonn, den 9. Juni 1961 


7 



